Verordnung

Uber die Beforderungsentgelte und Beforderungsbedingungen
fur den Verkehr mit Taxen in der Gemeinde Egelsbach

Aufgrund des 8§ 51 Abs. 1 des Personenbefdrderungsgesetzes (PBefG) in der Fassung
vom 08. August 1990 (BGBI. | S. 1690), zuletzt gedndert durch Gesetz vom 26.08.1998
(BGBI. I S. 2521) in Verbindung mit § 2 Ziff. 2 der Verordnung Uber die Zustandigkeit
nach dem PBefG vom 10.10.1997 (GVBI. | S. 370), wird folgende Rechtsverordnung
erlassen:

81
Geltungsbereich

1. Die in der Verordnung festgesetzten Beforderungsentgelte und Beférderungsbedin-
gungen fur den Verkehr mit Taxen gelten fur das Pflichtfahrgebiet Egelsbach (8§ 47
Abs. 4 PBefG).

2. Das Pflichtfahrgebiet der Taxen umfasst das Gebiet der Gemeinde Egelsbach.

3. Auf die einschlagigen Bestimmungen des PBefG und der Verordnung tber den Be-

trieb von Kraftfahrunternehmen im Personenverkehr (BOKraft) in der jeweils gultigen
Fassung wird verwiesen.

§2

Beforderungsentgelte

(1) Beforderungsentgelt setzt sich unabhéngig von der Zahl der zu beférdernden Per-
sonen aus dem Grundpreis, dem Entgelt fir die gefahrene Wegstrecke (Kilometer-
preis), dem Wartezeitpreis und den Zuschlagen zusammen.

1. Der Grundpreis betragt 2,70 €

2. Der Fahrpreis pro km innerhalb des
Pflichtfahrgebietes betragt 1,80 €

Tarif 2 wird ersatzlos gestrichen

3. Wartezeit pro Stunde -einschlief3lich verkehrsbedingter
Wartezeiten 30,00 €
(Die Schalteinheit des Fahrpreisanzeigers betragt
fur jede angefangene Teilstrecke 0,10 €).



(2) Entgelt fir Anfahrt wird nicht erhoben.
Kann eine Fahrt nach Auftragserteilung durch den Fahrgast und Bereitstellung des
Fahrzeugs durch den Fahrzeugfiuihrer aus Griinden nicht ausgefuhrt werden, die der
Fahrgast zu vertreten hat, so ist der Grundpreis zu verguten.

(3) Bei Beftrderungen, deren Ziel aul3erhalb des Geltungsbereiches nach 8§ 1 liegt, ist
das Beforderungsentgelt fir die gesamte Fahrstrecke vor Antritt der Fahrt frei zu

vereinbaren.

Kommt eine Vereinbarung nicht zustande, gelten die fir den Geltungsbereich nach §
1 festgesetzten Beférderungsentgelte als vereinbart.

§3

Zuschlage

Zuschlage werden nicht erhoben.

§4

Sondervereinbarungen

(1) Sondervereinbarungen sind in Abweichung von 88 2, 3 und 5 dieser Verordnung
unter folgenden Voraussetzungen zuléassig wenn,

1. ein bestimmter Zeitraum, eine Mindestfahrtenzahl oder ein Mindestumsatz im
Monat festgelegt wird,

2. die Ordnung des Verkehrsmarktes nicht gestort wird,

3. Die Beforderungsbedingungen und Befdrderungsentgelte schriftlich vereinbart
sind.

(2) Sondervereinbarungen und ihre Anderung sind der Genehmigungsbehorde rechtzei-
tig zur Genehmigung vorzulegen.

§5

Zahlungsweise

(1) Das Beforderungsentgelt ist nach Beendigung der Fahrt zu entrichten. Der Fahr-
zeugfuhrer kann vor Fahrtantritt eine Anzahlung bis zur H6he des voraussichtlichen
Beforderungsentgelts verlangen.



3
(2) Auf Verlangen hat der Fahrzeugfuhrer ~ dem Fahrgast eine Bescheinigung tber
das gezahlte Beforderungsentgelt auszustellen, die folgende Angaben erhalten
MusS:
1. Name Anschrift des Unternehmers,
2. Ordnungsnummer,
3. Befdorderungsentgelte,
4. Datum,

5. Name und Unterschrift des Fahrzeugfuhrers.

Auf Wunsch des Fahrgastes sind in die Bescheinigung auch Fahrstrecke und Uhr-
zeit einzutragen.

(3) Beanstandungen des Wechselgeldes miussen unverzuglich vorgebracht werden, das
gleiche gilt fur unvollstdndige oder unrichtige Bescheinigungen und Gutschriften.

86

Verfahrensvorschriften

1. Bei Stoérung des Fahrpreisanzeigers ist der Fahrpreis vom Beginn der Stérung an
nach den zuriickgelegten Kilometern zu berechnen. Der Fahrgast ist unverziglich
auf den Eintritt der Stérung hinzuweisen. Die Storung ist nach Beendigung der Fahrt
zu beseitigen.

2. Der Fahrer hat den kirzesten Weg zum Fahrziel zu wahlen, wenn der Fahrgast es
nicht anders bestimmt.

3. Die festgesetzten Beforderungsentgelte sind Festpreise. Sie dirfen weder Uber-
noch unterschritten werden.

4. In jedem Taxi ist eine Abschrift dieser Verordnung mitzufihren und dem Fahrgast
auf Verlangen vorzuzeigen.

§7

Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne des § 61 Abs. 1 Nr. 4 des Personenbefdrderungsgesetztes
handelt, wer vorséatzlich oder fahrlassig als Fahrzeugfthrer
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1. andere als die nach 88 2 und 3 zulassigen Beférderungsentgelte anbietet oder
fordert,

2. entgegen 8 5 Abs. 2 keine oder keine ordnungsgemalie Bescheinigung ausstellt.

(2) Verwaltungsbehorde im Sinne des 8§ 36 Abs. 1 Nr. 1 des Gesetzes tber Ordnungs-
widrigkeiten ist die Genehmigungsbehdrde.

§8

Inkrafttreten

Die Verordnung tritt mit der Wirkung vom 01.07.2016 in Kraft, gleichzeitig tritt die bishe-
rige Verordnung vom 01.11.2007 aulRer Kraft.

Egelsbach,
Der Gemeindevorstand

Der Gemeinde Egelsbach

Sieling
Blrgermeister



	Geltungsbereich
	Beförderungsentgelte



